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H
aben wir sie schon, die vom dama-
ligen Bundeskanzler Helmut
Kohl versprochenen „blühenden
Landschaften“? Gibt es zwanzig
Jahre nach dem Ende der DDR

überhaupt noch Unterschiede zwischen
Ost und West? Wie erleben heute Ost- und
Westdeutsche das Land?

Keine Frage, die Wiederaufbauleistung
ist beeindruckend: Zu bestaunen ist sie
überall: in Dresden – beim Anblick der
Frauenkirche; in Leipzig – beim Bummel
durch die Mädlerpassage; in Stralsund –
beim Spaziergang durch die herrlich restau-
rierte Altstadt. Und doch hat auch die deut-
sche Einheit bisher nicht vermocht, was
das Grundgesetz (Artikel 72 Absatz 2) von
Bund und Ländern verlangt, nämlich „die
Herstellung gleichwertiger Lebensverhält-
nisse im Bundesgebiet“.

Seit 1996 herrscht Stillstand
Noch immer gibt es große Unterschiede
zwischen West und Ost – zum Beispiel in
der Infrastruktur, beim Einkommen und
den Erwerbsmöglichkeiten. Im Kampf um
die besten Arbeitskräfte hat Ostdeutsch-
land zumeist einen Standortnachteil. Kein
Wunder also, dass das Klischee vom hinter-
herhinkenden Osten, von den Ostdeut-
schen als den „Zurückgebliebenen“, noch
lebendig ist.

Und die Menschen? Wie beurteilen sie
die Entwicklung? Für den Mannheimer Po-
litologen Thorsten Faas ist es 20 Jahre nach
der deutschen Einheit höchste Zeit, der
Frage nachzugehen, wie es um die Gerech-
tigkeit in Deutschland bestellt ist. Haben
die Menschen in Ost- und Westdeutsch-
land das Gefühl, dass sie ganz persönlich
mit einem gerechten Anteil am Lebensstan-
dard bedacht werden?

Das Ergebnis lautet: Nein. „Das Niveau
erlebter Gerechtigkeit im Osten Deutsch-
lands ist weiterhin niedrig, die Lücke zwi-
schen Ost und West dagegen weiterhin
groß“. Faas belegt das mit den Ergebnissen
aus der sogenannten ALLBUS-Erhebung,
die allen Interessenten für Forschung und
Lehre zur Verfügung steht. Mit dieser „All-
gemeinen Bevölkerungsumfrage der Sozi-
alwissenschaften“ werden seit 1980 in
Zwei-Jahres-Abständen aktuelle Daten
über Einstellungen, Verhaltensweisen und
Sozialstruktur der Bevölkerung in Deutsch-
land ermittelt.

Deklarierte Einheit
Dieser repräsentative Querschnitt zeigt
(siehe Grafik 1): Im Jahr 1991 hatten nur 17
Prozent der Ostdeutschen und damit nur
etwa jeder Sechste das Gefühl, einen ge-
rechten Anteil am Lebensstandard oder so-
gar mehr zu erhalten. Bei den Westdeut-
schen dagegen waren es 73 Prozent – also
Dreiviertel.

Immerhin: In den ersten Jahren nach der
Einheit, zwischen 1991 und 1996, schien
sich diese Lücke langsam aber stetig zu ver-

ringern. Doch seit 1996 herrscht quasi Still-
stand, der Abstand zwischen Ost und West
verringert sich nicht. Faas begründet diese
Entwicklung so: „In den Jahren unmittel-
bar nach der Einheit war die Stimmung in
Ostdeutschland noch hoffnungsvoll. Die
Menschen haben erwartet, dass sich etwas
tut. Doch seit 1996 macht sich Ernüchte-
rung breit, viele Erwartungen wurden ent-
täuscht. Das wirkt bis heute nach.“ Es
klafft eine Gerechtigkeitslücke – jedenfalls

empfinden es die insgesamt 3500 Befrag-
ten so (2400 in den alten und 1100 in den
neuen Ländern). Vor zwei Jahren waren im
Westen etwa 60 Prozent der Meinung, sie
erhielten einen gerechten Anteil vom Ku-
chen. Im Osten waren es gut 32 Prozent
und damit nur jeder Dritte. Ein soziales Ge-
fälle spaltet nach wie vor das Land. Und be-
sonders von den Menschen in Ostdeutsch-
land wird dies als ungerecht empfunden,
gerade weil sich das Land eigentlich als

Einheit deklariert und sich als Gemein-
schaft versteht.

Nachdenklich stimmt eine Umfrage des
Marktforschungsinstituts „YouGovPsycho-
nomics“ in Köln, wonach auch heute noch
etwa 60 Prozent der Ostdeutschen (35
Jahre und älter) das Leben in der DDR als
gerechter empfinden als das heutige.

Die ALLBUS-Erhebung (Grafik 2) zeigt
außerdem: Die Menschen beantworten die
Frage, ob es in Deutschland insgesamt im

Großen und Ganzen gerecht zugeht, mehr-
heitlich mit Nein – auch die Westdeut-
schen. Auffällig dabei: Seit dem Jahr 2000
sinken die Zustimmungswerte deutlich, so-
wohl im Westen (von 47 auf 29,1 Prozent in
2008) als auch im Osten (von 17,6 auf 11,8
Prozent). Die Gründe für das insgesamt
hohe Maß an wahrgenommener Ungerech-
tigkeit liegen, so Thorsten Faas, gerade
auch in der angespannten Situation auf
dem Arbeitsmarkt. „Die Menschen haben
ein Gespür dafür, ob es gerecht zugeht
oder nicht. Dieses Gespür muss man sehr
ernst nehmen“, sagt der Politikwissen-
schaftler.

Gleichzeitig verweist er auf die Unter-
schiede zwischen Ost und West bei der
Definition von Gerechtigkeit. Während
gerade ältere Ostdeutsche ihr Ideal von
Gerechtigkeit darin sehen, dass jeder in
etwa das gleiche bekommt, gilt für
Westdeutsche weniger der Gleichheits-,
sondern der Leistungsgedanke. Wer viel
leistet, darf auch mehr Ansprüche stellen.
„Es ist im Westen viel stärker akzeptiert,
dass es Unterschiede in der Höhe des
Einkommens und des Wohlstands gibt“,
sagt Faas. Gewisse soziale Unterschiede
seien im Westen einfach akzeptierter als im
Osten – Ausdruck der einst so unter-
schiedlichen gesellschaftspolitischen
Systeme.

Suche nach Verantwortlichen
Und wer ist schuld an dieser Gerechtig-
keitslücke? Welche Verantwortlichen be-
nennen die Menschen? Thorsten Faas ver-
weist auf ein immer wiederkehrendes Mus-
ter: „Menschen, denen es schlecht geht, zei-
gen auf andere. Sie selbst sind nie schuld.
Für eine positive Entwicklung sehen sie da-
gegen die Ursachen bei sich persönlich.“
Auch 20 Jahre nach der deutschen Einheit
neigen Ostdeutsche in stärkerem Maße als
Westdeutsche dazu, Staat und Politik für
Ungerechtigkeiten und eine Verschlechte-
rung ihrer wirtschaftlichen Situation in die
Verantwortung zu nehmen. Der Ruf nach
einem starken Staat ist im Osten lauter als
im Westen.

Die Politik, so Faas, hat schon Konse-
quenzen gezogen. Der Begriff Gerechtig-
keit ist in ihrem Vokabular seltener als frü-
her zu finden. Ein Beispiel: „Die SPD
spricht ganz bewusst lieber von Fairness
als von Gerechtigkeit. Fairer Lohn, faire Ar-
beit – diese Forderungen sind nicht so von
Erwartungen belastet und viel leichter zu
erfüllen, als das Ideal Gerechtigkeit.“

Zur Person
Thorsten Faas ist Junior-
professor für Politikwissen-
schaft an der Universität
Mannheim. Regelmäßig
analysiert er Gemeinsam-
keiten und Unterschiede in
Deutschland 20 Jahre nach
der Einheit.

Birthler-Behörde
n Marianne Birthler ist seit dem Jahr 2000
Bundesbeauftragte für die Unterlagen des
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen
DDR. Ihre Behörde in Berlin bewahrt in ih-
ren Archiven die Unterlagen des Ministeri-
ums für Staatssicherheit auf und stellt sie
für verschiedene Zwecke nach den gesetzli-
chen Vorschriften des Stasi-Unterlagen-Ge-
setzes der Öffentlichkeit zur Verfügung.
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Manche hoffen, sagte Ulrike Poppe kürz-
lich, „dass ich mit einem eisernen Besen
durch Brandenburg fege und alle ehemali-
gen Systemträger aus den Ämtern fege“.
Doch dies widerspricht nicht nur der
Demokratieauffassung der Stasi-Beauftrag-
ten des Landes, die erst seit wenigen Mona-
ten im Amt ist. Die frühere DDR-Dissiden-
tin will sich auch nicht anmaßen zu ent-
scheiden, wer politischer Ämter würdig ist
und wer nicht. Aber Poppe möchte schon
dazu beitragen, „dass die Wähler sich be-
wusst und in Kenntnis der politischen Ver-
gangenheit der Kandidaten entscheiden
können“.

Das wirksamste Mittel der Aufklärung
im politischen Raum sind nach wie vor die
Unterlagen des früheren DDR-Geheim-
dienstes. Obwohl der Untergang des SED-
Staates nunmehr zwei Jahrzehnte zurück-
liegt, ist das Interesse an den Stasi-Akten
ungebrochen. Es nimmt sogar wieder zu.
Von einer „ungebremsten Nachfrage“ ist
bei der Birthler-Behörde in Berlin die Rede,

was die Zahlen des ersten Halbjahrs 2010
eindrucksvoll belegen. So beantragten
47597 Bürger Akteneinsicht; im gesamten
Jahr 2005 waren es 80574 Ost- und West-
deutsche. Nach heutigem Kenntnisstand
führte die Stasi fast ein Drittel der DDR-Bür-
ger in individuellen Akten und knapp fünf
Prozent der Altbundesbürger.

Viele Menschen, so erklären Behörden-
vertreter die enorme Nachfrage, hätten das
Thema erst einmal verdrängt, weil sie sich
mit anderen Problemen herumzuschlagen
hatten. Immer häufiger fordern jetzt jün-
gere Familienmitglieder auch die Unterla-
gen zu verstorbenen Angehörigen an, die
wissen wollen: „Was haben die eigentlich
früher in der DDR gemacht?“ Und manche
Betroffene in Westdeutschland hätten erst
jetzt von ihren Rechten auf Akteneinsicht
erfahren.

Die Antragsflut führt insbesondere in
den Außenstellen der Behörde zu oft mona-
telangen Wartezeiten; manchmal verge-
hen bis zur Akten-Herausgabe sogar
Jahre. Gleichwohl hatte der Bundestag aus
Kostengründen beschlossen, die Stasi-Un-

terlagenbehörde deutlich zu verschlanken.
Über die Hälfte der einst 3200 Mitarbeiter
müssen gehen, und mindestens vier der
noch zwölf Regionalstandorte in den frühe-
ren DDR-Bezirken sollen weitgehend auf-
gelöst werden. So kann man künftig in
Magdeburg und Rostock nur noch Anträge
stellen und Akten lesen; Archivarbeit fin-
det nicht mehr statt. Auf Grund der großen
Nachfrage bleiben zumindest die beiden
Thüringer Außenstellen in Suhl und Gera
vorläufig erhalten.

Zwar hat die schwarz-gelbe Koalition
eine Novellierung des Stasi-Unterlagenge-
setzes ausgearbeitet, die voraussichtlich im
Oktober in den Bundestag eingebracht wer-
den soll. Doch dabei geht es nicht um bes-
sere Arbeitsbedingungen für die Behörde,
sondern lediglich darum, die Frist für Über-
prüfungen auf Stasi-Mitarbeit von leiten-
den Beschäftigten im öffentlichen Dienst
bis zum Jahr 2019 zu verlängern. Dieser
Check wurde 2006 massiv eingeschränkt
und sollte eigentlich 2011 auslaufen. Nur
noch Personen in gesellschaftlich und poli-
tisch herausragenden Positionen konnten

seitdem überprüft werden. Der Eingren-
zung folgte ein drastischer Rückgang der
Anfragen: von beinahe 51000 im Jahr 2005
auf 34 im ersten Halbjahr 2010.

Jetzt möchten Union und FDP den in-
frage kommenden Personenkreis wieder er-
weitern – etwa auf Bewerber und Ange-
stellte in „Einfluss-Positionen“ oder ehren-
amtliche Bürgermeister. Debatten über
Stasi-Verdachtsfälle in Bundesministerien,
über MfS-belastete Bürgermeister in den
neuen Ländern und über frühere Spitzel un-
ter den Abgeordneten im Brandenburger
Landtag, insbesondere bei der Linkspartei,
hätten die Notwendigkeit einer erneuten
Novellierung gezeigt, heißt es in Berlin.

Abgesehen vom politischen Raum wird
auch diese Ausweitung allerdings weitge-
hend wirkungslos bleiben, denn viele der
früheren Systemträger sind in der Wirt-
schaft untergekommen und manche haben
längst neue Seilschaften gebildet; insbeson-
dere in ländlichen Regionen, wo sich in den
letzten 20 Jahren oft wenig verändert hat.
Frühere Oppositionelle berichten häufig,
wie sie ehemalige MfS-Vernehmer und

Nachwuchs-Kader von SED und Blockpar-
teien heute in Sparkassen, Kanzleien, Ver-
sicherungsagenturen, Betrieben, landwirt-
schaftlichen Genossenschaften und sogar
in Bau- und Arbeitsämtern treffen. Hinge-
gen sind die meisten höherrangigen Stüt-
zen des SED-Staates inzwischen längst in
Rente gegangen. Ulrike Poppe hat in Ge-
sprächen mit Stasi-Opfern in ihrer kurzen
Amtszeit schon viel Frust erlebt. „Sie sind
oft verbittert, dass diejenigen, die schuld
sind an ihrem Leid, wieder Karriere ma-
chen.“
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0

10

20

30

40

50

60

70

80

90

100

Deutsche, die nach eigenem
Empfinden mindestens einen
gerechten Anteil am 
Lebensstandard erhalten

73,0

17,0 18,7

28,0
37,4 37,3 37,2 40,1

32,2

37,3
32,4

66,1

67,0 67,9 68,5 69,1 68,3

62,4

65,6
60,6

1991 1992 1994 1996 1998 2000 2002 2004 2006 2008

1

Angaben in Prozent West Ost

© WESER-KURIER · QUELLE: ALLGEMEINE BEVÖLKERUNGSUMFRAGE 
DER SOZIALWISSENSCHAFTEN (ALLBUS)

Für Justitia bleibt noch viel zu tun. Das Niveau erlebter Gerechtigkeit im Osten Deutschlands ist weiterhin niedrig, die Lücke zwischen
Ost und West dagegen weiterhin groß.   FOTO: HANS-HENNING HASSELBERG

Die Gerechtigkeitslücke
Nach der Einheit war die Stimmung in Ostdeutschland hoffnungsvoll / Seit 1996 macht sich Ernüchterung breit

Die Birthler-Behörde wird trotz neuer Antragsflut verkleinert
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